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Ob in Deutschland oder Europa – ob wegen wachsendem 
Populismus oder Europaskepsis: Das Ziel, Bürgerinnen und 
Bürgern dort Perspektiven aufzuzeigen, wo sie leben, ist 
wieder in den Fokus der Regionalentwicklung gerückt. Die 
Europäische Union versucht dies vor allem mit ihrer Politik 
zur Stärkung des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen 
Zusammenhalts zu unterstützen, die aktuell für die Zeit nach 
2020 neu aufgestellt wird. In Deutschland wurden diesen 
Sommer die Ergebnisse der Kommission „Gleichwertige Le-
bensverhältnisse“ vorgestellt, auf deren Basis die Bundesre-
gierung Vorschläge zur Weiterentwicklung der Struktur- und 
Regionalpolitik entwickelt hat. 

Die ursprüngliche Intention für das Heft war, die Hintergrün-
de des Brexits und der regionalen Unzufriedenheit mit der 
EU darzustellen, die sich auch im Umfeld der EU-Parlaments-
wahlen im Mai dieses Jahres gezeigt hat. Schnell wurde aber 
klar, dass das Thema wesentlich differenzierter behandelt 
werden muss und auch die aktuelle deutsche Diskussion 
um gleichwertige Lebensverhältnisse berücksichtigt werden 
soll. Die Beiträge in diesem Heft beleuchten Gleichwertig-
keit in Europa deshalb aus drei verschiedenen Perspektiven 
– Evidenz, Praxis und Politik.

Räumliche Unterschiede in Deutschland und in Europa sind 
in der öffentlichen Wahrnehmung und in der politischen 
Diskussion in den vergangenen Jahren deutlich präsenter. 
Immer häufiger begegnet man in den klassischen und den 
sozialen Medien thematischen Karten, mit denen bestimmte 
Fakten oder Entwicklungen visualisiert werden. Bestimmte 
Sachverhalte werden dargestellt und die unterschiedlichen 
Lebensverhältnisse deutlich. Das europäische Raumbeob-
achtungsnetzwerk ESPON trägt hierzu maßgeblich bei. Ei-
nige solcher Karten finden sich über das Heft verteilt. Die 
Analyse des Einflusses dieser ungleichen Entwicklung auf 
Wahlen ermöglicht es darüber hinaus, politische Reaktionen 
und Programme besser zu verstehen. 

Die europäische Kohäsionspolitik ist ein Grundpfeiler des 
europäischen Projekts, sowohl im Hinblick auf konkrete 
Verbesserungen der Lebensbedingungen der Menschen als 
auch für die Stärkung der Solidarität und des europäischen 
Gemeinsinns. Sie wird künftig fünf wesentliche politische 
Ziele verfolgen; eines davon ist ein bürgernäheres Europa, 
durch die Förderung einer nachhaltigen und integrierten 
Entwicklung der europäischen Städte und Regionen. 

Auch in Deutschland geht es darum, die Lebensbedingun-
gen der Menschen in Stadt und Land zu verbessern. Zwölf 
konkrete Maßnahmen hat die Bundesregierung dafür vor-
gelegt – von der gezielten Stärkung strukturschwacher 
Räume, über mehr gute Kita-Plätze, hin zu einem Gleichwer-
tigkeits-Check, der bei allen künftigen Gesetzesvorhaben 
angewendet werden soll. 

In Deutschland wie in Europa müssen Prozesse des Struktur-
wandels abgefedert und auch Regionen abseits der Zentren 
und Metropolregionen lebenswert erhalten und gemacht 
werden. Das bedarf Strategien und konkreter Umsetzung. 
Die transnationale Zusammenarbeit, die Partnerschaften 
der Städteagenda für die EU und weitere Instrumente liefern 
hier europäische Ansätze. Denn durch Kooperationen wer-
den nicht nur die Ergebnisse vor Ort belastbarer, gleichzeitig 
stellt sich ein Europagefühl ein. Wie Europa den Bürgerinnen 
und Bürgern ganz konkret etwas bringt, zeigen die alltags-
nahen Beispiele in diesem Heft. 

Ungeachtet dieser Beispiele hat „Europa“ auf kommunaler 
Ebene – mit Ausnahme der Grenzregionen und der Metro-
polen – aber längst keine Priorität. Kooperation ist vor dem 
Hintergrund angespannter Haushaltslagen und fehlender 
Personalkapazitäten oft allenfalls ein „nice to have“, aber 
kein Kerngeschäft. Diejenigen allerdings, die sich hier en-
gagieren, tragen sichtbar die Früchte davon. Um die Euro-
päisierung der Stadt- und Regionalentwicklung in die Breite 
zu tragen, ist es wichtig, Gemeinden und Regionen partner-
schaftlich und frühzeitig in die Umsetzung von Strategien 
und Programmen auf EU-Ebene einzubeziehen. 

Die Territoriale Agenda der EU zeigt in diesem Bereich ers-
te Ansätze, hat aber noch deutlichen Verbesserungsbedarf. 
Diese Strategie der für Raumordnung und territoriale Ent-
wicklung zuständigen Ministerinnen und Minister aus 2011 
wird derzeit überarbeitet und soll durch konkrete Umset-
zungsmaßnahmen operationalisiert werden. Eine Verab-
schiedung der erneuerten Territorialen Agenda ist während 
der deutschen EU-Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 
2020 vorgesehen. Es sind also hohe Erwartungen, vor denen 
die deutsche Ratspräsidentschaft im Bereich der europäi-
schen Raum- und Stadtentwicklung steht. Dieses Heft liefert 
hierzu einige Einblicke. 




